Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/720 


Sachgebiet 2125 


Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Her- 
stellung und das gewerbsmäßige Inverkehrbringen 
von Dauermilcherzeugnissen, die für die menschliche 
Ernährung bestimmt sind 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

In den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen unterschiedliche 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die die verschiedenen 
Gruppen von für die menschliche Ernährung bestimmter einge- 
dickter Milch und Trockenmilch definieren, die Merkmale für 
deren Zusammensetzung, die zugelassene Behandlung sowie die 
Regeln für ihre Kennzeichnung festlegen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt vor, 
auf Gemeinschaftsebene die Merkmale dieser Erzeugnisse und 
die Behandlung festzusetzen, denen sie unterzogen werden 
dürfen, ihnen ferner bestimmte Bezeichnungen vorzubehalten 
und die Angaben auf den Behältnissen oder Verpackungen fest- 
zulegen. 


C. Alternativen 

Die vorgesehene Regelung nach Maßgabe des Artikels 100 
EWG-Vertrag als Richtlinie zu erlassen. Die deutschen lebens- 
mittelrechtlichen Vorstellungen (s. Bericht) in bezug auf Zu- 
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satzstoffe (Artikel 3), Angabe des Herstellungsdatums (Ar- 
tikel 4), Festsetzung von Reinheitskriterien (Artikel 6) und die 
Definitionen der im Anhang zum Verordnungsentwurf aufge- 
führten Sorten zu berücksichtigen. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Herstellung 
und das gewerbsmäßige Inverkehrbringen von Dauermilch- 
erzeugnissen, die für die menschliche Ernährung bestimmt sind 

— Drucksache VI/394 — 


A. Bericht des Abgeordneten Horstmeier 


Der Verordnungs Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften wurde durch Schrei- 
ben des Präsidenten des Bundestages vom 20. Fe- 
bruar 1970 dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit überwiesen. 

Mit dem Verordnungsentwurf wird angestrebt, die 
derzeitigen Unterschiede in den Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten 
im Interesse eines freien Warenverkehrs und glei- 
cher Wettbewerbsbedingungen zu beseitigen. Die 
Kommission hält es daher für erforderlich, auf 
Gemeinschaftsebene Regelungen über die Herstel- 
lung und Kennzeichnung von Dauermilcherzeugnis- 
sen herbeizuführen. 

Der Ausschuß kam bei seiner Beratung zu der ein- 
mütigen Auffassung, daß die vorgesehene Regelung 
lediglich die Rechtsangleichung im Bereich des 
Lebensmittelrechts betreffe und keine agrarpolitische 
Zielsetzung verfolge; sie sollte daher nach Maßgabe 
von Artikel 100 EWG-Vertrag als Richtlinie erlas- 
sen werden. Artikel 43 des EWG-Vertrages scheidet 
demgemäß als Rechtsgrundlage aus. 

Nach eingehender Beratung über die lebensmittel- 
rechtlichen Fragen, die sich aus dem vorliegenden 


Verordnungsentwurf ergeben, nahm der Ausschuß 
zu den einzelnen Vorschriften wie folgt Stellung. 

1. Zu Artikel 3 

Nach Meinung des Ausschusses ist die Vielzahl 
der in Artikel 3 aufgeführten Zusatzstoffe techno- 
logisch nicht begründet. Als Zusatzstoffe sollten da- 
her nur Natriumbikarbonate, Trinatriumzitrat sowie 
Dinatriumphosphat zugelassen werden und dies auch 
nur für die Herstellung der in Nummer 1 Buchstaben 
a und b des Anhangs angeführten Erzeugnisse. Eine 
Ausweitung der Zulassung dieser Stoffe auf ge- 
zuckerte Kondensmilcherzeugnisse und auf Trocken- 
milcherzeugnisse erscheint weder technologisch not- 
wendig noch hinsichtlich der Phosphate gesundheit- 
lich unbedenklich. 

2. Zu Artikel 4 

Im Interesse der Verbraucher hält der Ausschuß 
die Angabe des Herstellungsdatums für geboten, da 
es auch bei Dauerwaren der notwendigen Verbrau- 
cherinformation diene. Eine verschlüsselte Angabe 
des Herstellungsdatums wird diesem Bedürfnis nicht 
gerecht und sollte daher nicht zugelassen werden. 
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Neben der unverschlüsselten Angabe des Herstel- 
lungsdatums sollte auch die Angabe des Datums der 
Abpackung und Abfüllung oder der Zeitpunkt, bis 
zu dem das Erzeugnis in jedem Falle haltbar ist, un- 
verschlüsselt nach Monat und Jahr vorgeschrieben 
werden. Dies erscheint im Interesse der Verbraucher 
zusätzlich geboten. 

3. Zu Artikel 6 

Eine erhebliche materiell-rechtliche Bedeutung 
scheint dem Ausschuß die Festsetzung von Reinheits- 
kriterien für die in Artikel 3 genannten Zusatzstoffe 
und der hygienischen und mikrobiologischen Eigen- 
schaften der im Anhang definierten Erzeugnisse zu 
haben. Nach Auffassung des Ausschusses können 
derartige Vorschriften nicht als Durchführungsvor- 
schriften angesehen und von der Kommission erlas- 
sen werden. 


4. Zum Anhang 

Zu den Definitionen der im Anhang zum Verord- 
nungsentwurf aufgeführten Sorten stellte der Aus- 
schuß fest, daß sie größtenteils weder mit den z. Z. 
gebräuchlichen noch mit denen in dem gemeinsam 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit erarbeiteten Vorschlag für 
eine Sorten-Verordnung für bestimmte Milcherzeug- 
nisse übereinstimmen. Anzustreben sei daher, eine 
solche Übereinstimmung herzustellen. 

Der Ausschuß beschloß dementsprechend, die Bun- 
desregierung zu ersuchen, bei den weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß den 
deutschen lebensmittelrechtlichen Vorstellungen und 
Empfehlungen entsprochen wird. 


Bonn, den 16. April 1970 


Horstmeier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Verordnung des Rates — 
Drucksache Vl/394 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzu- 
wirken, daß 

a) die vorgesehene Regelung nach Maßgabe des 
Artikels 100 EWG-Vertrag als Richtlinie er- 
lassen wird, 

b) von den in Artikel 3 aufgeführten Zusatz- 
stoffen nur Natriumbikarbonate, Trinatrium- 
zitrat sowie Dinatriumphosphat — und diese 
auch nur für die Herstellung der in Nummer 1 
Buchstaben a und b des Anhangs aufgeführten 
Erzeugnisse — zugelassen werden, 


c) in Abänderung der Vorschriften des Artikel 4 
das Herstellungsdatum, das Datum der Ab- 
packung und Abfüllung oder der Zeitpunkt, 
bis zu dem das Erzeugnis in jedem Falle halt- 
bar ist, unverschlüsselt nach Monat und Jahr 
angegeben wird, 

d) die Festsetzung von Reinheitskriterien für die 
in Artikel 3 genannten Zusatzstoffe und der 
hygienischen und mikrobiologischen Eigen- 
schaften der im Anhang definierten Erzeug- 
nisse wegen ihrer erheblichen materiell-recht- 
lichen Bedeutung nicht als Durchführungsvor- 
schriften angesehen und von der Kommission 
erlassen werden, 

e) Übereinstimmung der Definitionen der im An- 
hang aufgeführten Sorten mit den z. Z. ge- 
bräuchlichen und denen, die in dem von der 
Bundesregierung erarbeiteten Vorschlag für 
eine Sorten-Verordnung für Milcherzeugnisse 
enthalten sind, hergestellt wird. 


Bonn, den 16. April 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit 


Dr. Jungmann 

Stellv. Vorsitzender 


Horstmeier 

Berichterstatter 



